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Kommentar

Ach, du liebe Mitte

Gestern feierte dieMitte-Partei im
Thurgau ihre neue Ständeratspräsi-
dentin Brigitte Häberli-Koller, in
GraubündenNationalratspräsident
Martin Candinas. Beide wollen sich
einsetzen für eine «lösungsorientier-
te Konsenspolitik». «Gemeinsam –
Ensemble – Insieme – Ensemen»
heisst ihrMotto. AmTag derWahl
trugen vieleMitte-Politiker einen
orangen Buttonmit der Aufschrift
«Insieme».

DieMitte nimmt für sich in An-
spruch, die Schweiz zusammenzu-
halten. Das zelebriert sie gerne.
Nur klafen Anspruch und Realität
bei keiner anderen Partei derart weit
auseinander wie bei der einstigen
CVP.

Die Partei hat eine tolle Position:
Sowohl imNational- wie auch im
Ständerat ist sieMehrheitsmacherin.
Das bedeutetMacht. Das bedeutet
Gestaltungsspielraum.Nur sind sich
dieMitte-Nationalräte und dieMitte-
Ständeräte öfters uneinig. Die Partei
verspielt ihr Potenzial.

Just gestern zeigte sie das zumwie-
derholtenMale – bei der Prämienent-
lastungs-Initiative der SP. ImNatio-
nalrat schnürte dieMittemit Links
einen (zu) grosszügigenGegenvor-
schlag. Statt ihn zu redimensionieren,
sorgte ein Antrag aus derMitte dafür,
dass derGegenvorschlag gar nicht
diskutiert wurde. DieMitte-Partei
tadelte in einerMitteilung die «Dis-
kussionsverweigerung des Ständera-
tes». Gemeint war damit fast dieHälf-
te der eigenen Standesvertreter. Ach,
du liebeMitte: So hältman die
Schweiz nicht zusammen.

Doris Kleck

doris.kleck@chmedia.ch
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Kahlschlagbeiden
Billettautomaten
DieÖV-Branche plant, die Zahl der Billettautomaten zu reduzieren.

Pascal Michel

und Stefan Ehrbar

Während der Pandemie haben die
Schweizer ÖV-Unternehmen rund
100000 Generalabo-Kunden verlo-
ren. Die Branche gibt nun mit einem
neuenlexiblenAboGegensteuer.Die-
ses sogenannte Guthaben-Abo geht
Ende2023andenStart.KeineZukunft

siehtRenéSchmied,PräsidentdesStra-
tegierats von Alliance Swiss Pass, für
klassische Billettautomaten.

«Bargeld-Handhabung
aufwendigund teuer»

«DieBargeld-Handhabung ist sehr auf-
wendig und teuer», sagt der Direktor
der Stadtberner Verkehrsbetriebe im
Interview. Zudemmüssemannicht an

jeder Haltestelle Bargeld annehmen,
stellt Schmiedklar. «Ab2035 sollenTi-
ckets imNormalfall nurnochdigital ge-
kauftwerden.»ZugleichbraucheesLö-
sungen für jene, die ihrBillett nicht on-
linekaufenkönnenoderwollen, soder
Direktor der Stadtberner Verkehrsbe-
triebe. «Das kann bedeuten, dassman
zum Beispiel das ÖV-Guthaben am
Kiosk aulädt.» 2/3

Muss das sein? Ausgerechnet vor dem Spiel der Nati gegen Serbien um den Platz
im WM-Achtelinal wird Xherdan Shaqiri von einer Verletzung geplagt. Dabei
bräuchte ihn die Schweiz unbedingt. 36 Bild: Lars Baron/Getty (Doha, 15. November 2022)

DasgrosseZitternumXherdanShaqiri

SVP-Spitalinitiative
wirdwohlüberlüssig

Kanton Luzern Die Luzerner SVP will
mit einer Volksinitiative dafür sorgen,
dass inallendreiLuzernerSpitälernein
Grund- und Notfallversorgungsange-
bot vonGesetzeswegenPlicht ist.Das
gleicheZielwill dieVolkspartei auchvia
Einzelinitiative auf demparlamentari-
schen Weg erreichen – mit breiter
Unterstützung aus Kreisen von Mitte,
FDP, SP undGrünen.

SVP-Fraktionschef Armin Hart-
mann sagt denn auch, das geplante
Volksbegehren brauche es wohl nicht,
wenn die Einzelinitiative Erfolg habe.
Das ist mit hoher Wahrscheinlichkeit
derFall,weil dafür das Ja einesDrittels
der stimmenden Kantonsratsmitglie-
der reicht. (nus) 2/19

Mitte-Präsident tadelt
eigeneStänderäte

Eklat Ein Einzelantrag des St.Galler
Mitte-Ständerats Benedikt Würth hat
dazu geführt, dass die kleine Parla-
mentskammer gestern den Gegenvor-
schlag zur SP-Prämieninitiative unbe-
arbeitet an den Nationalrat zurück-
schickte.MehrereMitgliederderMitte
unterstütztendabei ihrenParteifreund.
Eine öfentliche Schelte durch Mitte-
ParteipräsidentGerhardPisterwardie
Quittung für diese Kehrtwende. In
einem Communiqué nannte er den
Schritt «unverständlich» und einen
«Fehlentscheid». (chm)
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Interview: PascalMichel

und Stefan Ehrbar

Der öfentliche Verkehr erholt sich
langsam vom Corona-Schock. Trotz-
dem schliessen Pendlerinnen und
Pendler erst zögerlich neue Abos ab.
Um die verlorene Kundschaft zurück-
zuholen, setzt die Branche auf ein le-
xibleres Modell: das sogenannte Gut-
haben-Abo, das ab Dezember 2023 in
Umlauf kommt. René Schmied, Präsi-
dent des Strategierats von Alliance
Swiss Pass und Direktor der Stadtber-
ner Verkehrsbetriebe Bernmobil, er-
klärt, wen er damit ansprechen will –
und warum der klassische Ticketauto-
mat bald Geschichte ist.

Wasbringtmir alsKundedas
Guthaben-Abo?
RenéSchmied:Die Idee ist, dass Sie bei-
spielsweise für 500 Franken ein Gut-
haben von 800 Franken kaufen kön-
nen. Das Geld steht Ihnen für den Kauf
von persönlichen Einzelfahrausweisen
zur Verfügung, beispielsweise Einzel-
fahrbillette, Verbundtickets, Tageskar-
ten oder Sparbillette. Und Sie proitie-
ren von einem attraktiven Rabatt. Da
der Bonus nach einem Jahr verfällt,
besteht der Anreiz, diesen zu nutzen.

SiewollenmitdemGuthaben-Abo
jene zurückholen, diewährendder
Pandemieabgesprungen sind.
WarumziehtdasGAnichtmehr?
Das GA ist als Pendlerabo nach wie vor
das Flaggschif und unser wichtigstes
Produkt. In den letzten 14 Monaten
konnten wir wieder über 40 000 zu-
sätzliche GA verkaufen. Tatsächlich
haben wir während der Pandemie kurz-
zeitig rund 100 000 GA-Kunden ver-
loren. Sie sind aber nicht im Nirwana
verschwunden, sondern haben sich
gefragt, ob sie sich den Komfort noch
leisten wollen – und sind dann oft auf
Halbtax-Abos umgestiegen. Mit dem
Guthaben-Abo wollen wir dieser Kun-
dengruppe, die normalerweise 1000
bis 4000 Franken pro Jahr für den öf-
fentlichen Verkehr ausgibt, eine Lö-
sung anbieten, die weniger als ein GA
kostet.

Dann ist dasGuthaben-Abonichts
fürPendler?
Eherweniger.Werzwei-bisdreimaldie
StreckeBern–ZürichproWochezurück-
legt, fährtmitdemGAbereitsgünstiger.
Das Guthaben-Abo soll Personen an-
sprechen, die regelmässig mit dem ÖV
unterwegssind,aberverschiedeneDes-
tinationen ansteuern, gerade auch in
derFreizeit. FürklassischePendlerstre-
cken in einem bestimmten Gebiet sind
vermutlichVerbund-oderStreckenabos
weiterhin die günstigere Wahl.

WievieleGuthaben-Aboswollen
Sie verkaufen?
Im ersten Jahr rechnen wir mit einigen
zehntausend. Nach fünf bis sechs Jah-
ren sollten wir die 100000er-Marke
überschreiten. Wir sind noch am Fein-
schlif: Wie das Abo heissen soll, und
welche Beträge gekauft werden kön-
nen, wird derzeit noch diskutiert.

Ist dasneueAboübertragbar?

Im Markttest konnten nur persönliche
Billette gekauft werden. Dies wird
voraussichtlich auch beim deinitiven
Angebot so sein.

ImTestversuchverschenkenSie
1000Franken:Wer für 2000
Frankeneinkauft, kann für 3000
Franken fahren – rechnet sichdas
für Sieüberhaupt?
Wir wollen nicht einfach Rabatte ver-
teilen, sondern neue Kunden gewin-
nen, die heute etwa mit dem Auto
unterwegs sind. Mit dem Mehrumsatz
möchten wir die Rabatte wieder rein-
holen. Der Markttest lässt erste Rück-
schlüsse auf das Marktpotenzial zu. Wir
sind überzeugt von diesem Modell.

Sie testenweitereModelle. Eines
davon ist dasWahltage-Abo für
Leute imHomeoice.Kommtdas
auchaufEnde2023?
Der Markttest im Kanton Waadt läuft
und wurde kürzlich verlängert. Ein
Abo, das für gewisse Tage freigeschaltet
werden kann, deckt ein gewisses Be-
dürfnis ab. Zurzeit sind im Vergleich zu
den bisherigen Abos jedoch relativ we-
nige solcher «Flexi-Abos» im Umlauf.
Natürlich ist es günstiger als ein regu-
läres, 365 Tage gültiges Abo, aber man
muss vorab auswählen, an welchen
Tagen man es nutzen will. Das schränkt
die Freiheit ein. Das Wahltage-Abo
national einzuführen, ist derzeit kein
Thema.

MitdenneuenLösungenwirddie
Abo-Landschaft unübersichtlich.
Das ist immer ein Spagat. Wir möchten
massgeschneiderte Angebote bieten,
dürfen aber die Kundschaft nicht mit
zu vielen komplizierten Modellen ver-
graulen. Wir müssen auch mal etwas
ausprobieren und notfalls wieder ein-
stellen, wenn es nicht funktioniert.

WiewollenSiedie Jugendlichen in
denöfentlichenVerkehrholen?
Hier haben wir efektiv Potenzial. Fährt
man zu viert mit dem Auto an eine
Party, rechnet sich das. Wir möchten
aber, dass die Jungen im Viererabteil im
Zug in den Ausgang fahren. Konkrete
Angebote sind voraussichtlich im ers-
ten Halbjahr 2023 spruchreif.

Inlation, höhereLohnkosten,
teurer Strom:WirdesperDezem-
ber 2023zueiner grossenPreis-
erhöhungkommen?
Der Strategierat der Alliance Swisspass
hat das Thema noch nicht diskutiert.

Esgibt Stimmen,die sagen:Eine
Preiserhöhung ist unvermeidbar.
Tatsächlich sind die Herausforderun-
gen gross. Wir sind mitten im Teue-
rungsthema drin. Die Löhne steigen,
ebenso die Zinsen, was ÖV-Betriebe als
kapitalintensive Unternehmen hart
trift.

Umwieviel könnendiePreise
steigen, bevorKundenabspringen?
Da sind mir keine Daten bekannt.
Preiserhöhungen in der Vergangen-
heit – die letzte war 2016 – hatten kei-
nen negativen Einluss auf die Passa-
gierzahlen.
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In der Spitalpolitik verrannt
Kaum ein Bereich ist derart
grossen Änderungen unterwor-
fen wie das Gesundheitswesen.
Und doch will das Gros des
Luzerner Kantonsrats im
Gesetz etwas verankern, das
schon in Kürze wie aus der Zeit
gefallen erscheinen kann: dass
in Luzern, Sursee und Willisau
nicht nur je ein Spital betrieben
wird, sondern zwingend überall
eines mit Grund- und Notver-
sorgung. Ändern sich die
Umstände, muss das Gesetz
aufwendig angepasst werden.
Unlexibler gehts kaum.

So falsch das ist, so gut ist es zu
erklären. Für das Entlebuch
und das Hinterland ist «ihr»

Spital in Wolhusen heilig.
Tausende und fast die ganze
Politprominenz kämpfen für
ein Grundversorgungsspital
nach altem Muster. Jedes noch
so kleine Rütteln daran provo-
ziert einen Aufschrei. Die SVP
nimmt das auf und droht mit
einer Initiative.

Weil Wahlen sind und niemand
Spitalverhinderer sein will,
ziehen die anderen Parteien mit
Ausnahme der GLP nach und
wollen das gleiche Ziel schnell
auf dem parlamentarischen
Weg erreichen. Dabei ver-
spricht die Regierung laufend,
das Parlament könne das
Leistungsangebot ja absegnen,

es brauche gar keine Gesetzes-
ergänzung. Gibt es ein grösse-
res Misstrauensvotum? Den-
noch sollte der Kantonsrat nicht
einfach der SVP hinterher-
hecheln, sondern die Volkspar-
tei Unterschriften sammeln
lassen – und das letzte Wort
dem Volk überlassen.

Lukas Nussbaumer

lukas.nussbaumer@luzernerzeitung.ch

Meinung ÖfentlicherVerkehr

«Das GA ist weiterhin unser Flaggschif»
Mit einem neuen Abo kämpfen SBB & Co. gegen
den Kundenschwund. Warum das Generalabo (GA)
dennoch wichtig bleibt und weshalb Billett-Automaten
ein Auslaufmodell sind, erklärt René Schmied. Der
Direktor von Bernmobil ist oberster ÖV-Stratege.

Ein Zwischenruf auf den besten Freund des besinnlichen Menschen

Der alltägliche Wahnsinn
der Adventskalender
Aus Gründen, die mir jedes
Jahr aufs Neue schleierhaft
sind, stehen, hängen und
liegen bei uns daheim in der
Zeit vor Weihnachten rund ein
Dutzend Adventskalender
herum. Die wundersame
Kalendervermehrung hat sich
irgendwann schleichend
einfach so ergeben. Durch
Freunde, Familie und, zugege-
ben, ein bisschen eigenes
Zutun. Manchmal scheint es,
die ganze Welt türmt ihre
Adventskalender in unserer
Wohnung. Hätte ich üble
Feinde, würden sie mir gewiss
mittels vergifteter Schokolade
in den Türchen auf den Leib
rücken wollen, quasi als troja-
nischer Adventskalender.

Immerhin bleibt der regelmäs-
sige Zuckerkollaps aus, da eine
ganze Bandbreite zur Verfü-
gung steht.

Mit dabei natürlich die klas-
sisch gekauften, mit Marzipan-
kugeln oder Haselnussnikoläu-
sen (kann Spuren von Nüssen
enthalten). Dann jene mit
exotischen Schnapspralinen,
die besonders den Montag-
morgen versüssen, indem man
die ganze Wochendosierung
auf einmal isst. Für die Ge-
sundheit fünf Stück, die Tee-
sorten enthalten, von Pfefer-
minze bis hin zur blauen
Schmetterlingserbsen-Blüte.
Zwei Papphefte enthalten
literarische Geschichten
(humorvoll und erbaulich), bei
drei anderen muss man sämtli-
che 24 Rätsel lösen. Ansonsten
droht das Weihnachtsfest laut
den Herstellerangaben auf der
Rückseite auszufallen.

Hinzu kommen noch all die
liebevoll selbst gebastelten
Kalendarien, die einen ganzen
Tisch in Beschlag nehmen mit
ihren straf verschnürten
Säcken. Gegen deren stun-
denlange Entwirrung verein-
facht sich der gordische Kno-
ten zum simplen Schuhband.

Ein Einbrecher könnte unsere
Wohnung mit dem Werkdepot
des Weihnachtsmanns ver-
wechseln. Dabei befürworte
auch ich theoretisch Ent-
schleunigung, Zurückhaltung
und Besinnung in der stillen
Zeit. Doch der Geist der
konsumistischen Weihnacht
ist mächtig.

Der Adventskalender hat
gefühlt seit Juni Einzug in den
Läden gehalten und ab Anfang
Dezember auch im Rest des
Alltags. Im Radio werden
ebenso leissig Türchen geöf-
net wie in der Zeitung und
überall im Internet. Auf den
städtischen und dörischen
Plätzen schallen biblisch die
Lockrufe vor gigantischen,
nummerierten Wänden: Siehe,
ich verkündige euch grosse
Freude, die allem Volk wider-
fahren wird.

Längst hat sich der Inhalt
diversiiziert, die schnöde
Schoki gewaltig Konkurrenz
bekommen. Der moderne
Adventskalender ist mit Wurst-
tüten, Käsehäppchen, Bier-
läschchen, Make-up-Döschen
oder Meisenknödeln befüllt.
Es gibt Ausgaben speziell für

Rentner, Cannabis-Liebhaber,
Hunde und Paare, die ihre
Hochzeit planen. Sogar die
Weihnachtshasser kommen in
den Genuss eines eigenen
Anti-Kalenders. Womöglich
wird es zukünftige, postapoka-
lyptische Gesellschaften
geben, die am Lagerfeuer
ausschliesslich vom Inhalt
ihrer Adventskalender leben.

Selbst nachts hält mich die
Allgegenwart der Adventska-
lender auf Trab: Gestern
träumte ich davon, einen
Adventskalender zu besitzen,
der in jedem Türchen einen
weiteren enthält und dieser
wiederum einen und so fort.
Schreiend bin ich aufgewacht
und habe mir eine Kopf-
schmerztablette aus dem
Apotheken-Adventskalender
genommen.

Tobias Sedlmaier

tobias.sedlmaier@chmedia.ch

Es gibt ihn in

allen erdenk-

lichen Formen

und Farben,

und er erfreut

Kinder und

Erwachsene

genauso:

der Advents-

kalender.

Bild: Photocase
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Streit um Mindeststeuer entbrannt
Die Zentralschweizer FDP-Sektionenwarnen davor, denKantonenweniger Geld aus denMehreinnahmen derOECD-Steuer zu geben.

DominikWeingartner

Firmen, die weltweit mehr als
750 Millionen Euro Umsatz er-
zielen, sollenmindestens15Pro-
zentGewinnsteuernzahlen.Das
sieht die Mindestbesteuerung
der Organisation für Entwick-
lung und Zusammenarbeit
(OECD)vor.DerBundesratwill
sie mit einer Ergänzungssteuer
umsetzen. Gemäss Prognosen
wären rund2000Unternehmen
in der Schweiz davon betrofen.

Nun ist einStreit umdieVer-
wendung der damit erzielten
Mehreinnahmen entbrannt.
Und dabei geht es um sehr viel
Geld. Genaue Zahlen gibt es
zwar nicht, aber laut Schätzun-
gen soll die Ergänzungssteuer
eine bis zweieinhalbMilliarden
Franken pro Jahr generieren.

KnapperEntscheid
inKommission

Der Bundesrat hat vorgeschla-
gen, 75Prozent davondenKan-
tonenundGemeinden zuüber-
lassen. 25Prozent soll derBund
erhalten, jedoch soll er damit
Mehrausgaben im nationalen
Finanzausgleich (NFA)decken.
DerStänderat hatdieserLösung
in der Herbstsession zuge-

stimmt. Heute beschäftigt sich
nunderNationalratmit derVor-
lage. Und die vorberatende
Kommission fürWirtschaft und
Abgaben (WAK) schlägt Ände-
rungen vor: Neu sollen Bund
und Kantone je 50 Prozent der
Mehreinnahmen erhalten. Zu-
dem sollen die Kantone maxi-
mal 400 Franken pro Einwoh-
nerin und Einwohner bekom-
men. Was diese Obergrenze
übersteigt, soll gleichmässig
unter den anderen Kanton auf-
geteilt werden. Dieser Vor-
schlag wurde in der WAK äus-
serst knapp mit 13 zu 12 Stim-
men angenommen.

Das Vorhaben alarmiert die
Zentralschweizer FDP. In einer
Mitteilung, die die Präsidentin-
nen und Präsidenten der Kan-
tonalparteien Luzern, Zug,
Schwyz, Nidwalden, Obwalden
undUriunterzeichnethaben, ru-
fen sie die hiesigen Nationalrä-
tinnen und Nationalräte dazu
auf,die Interessen ihrerKantone
zu vertreten – und der Lösung
von Bundes- und Ständerat zu-
zustimmen.DerWAK-Entscheid
sei«äusserstgefährlich», schrei-
ben die FDP-Cheinnen und
Chefs. Die schnelle Umsetzung
derMindeststeuer steheaufdem

Spiel. Zudem widerspräche er
denGrundsätzendes Föderalis-
mus: «Die Kantone benötigen
Mittel für denErhalt ihrerWett-
bewerbsfähigkeit. Dies liegt so-
wohl im Interesse der Kantone
als auch des Bundes, da von der
Standortattraktivität einzelner
Kantone auch die Bundesinan-
zen proitieren.»

Gleichzeitig warnen die FDP-
Kantonalparteien vor einem
neuen Umverteilungsinstru-
ment. Dieses existiere bereits
mit dem NFA. «Eine zusätzli-
che Umverteilung gemäss der
Idee einerObergrenze pro Ein-
wohnerinundEinwohner ist ein
No-Gound kommt allein schon
wegenderKomplexität undun-
klarerWirkungüberhaupt nicht
in Frage.»

DasVolkmuss
überzeugtwerden

DerRuswilerMitte-Nationalrat
LeoMüller ist Präsident der na-
tionalrätlichen WAK. Er sagt:
«Die Mitte-Fraktion hat mehr-
heitlich beschlossen, die
50-50-Lösung zu unterstüt-
zen.» Zunächst sei er anderer
Meinung gewesen, bekennt
Müller. Nun sagt er zum Vor-
schlagvonBundes- undStände-
rat: «Bei angenommenenMehr-
einnahmen von 1,5 Milliarden
Franken würden bei dieser Va-
rianteüber 500MillionenFran-
ken allein an die Kantone Zug
undBasel-Stadt liessen.»

UmdiesesUngleichgewicht
zubrechen, sei eine andereVer-
teilungundeineDeckelungnot-
wendig. «Andernfalls ist diese

Vorlage vor dem Volk nicht
mehrheitsfähig, da die Angst
vor zu aggressivemSteuerwett-
bewerb unter den Kantonen zu
gross ist.»DieseZahlen stamm-
ten zwar aus einemGutachten,
das von der SP in Auftrag gege-
ben worden sei, aber: «Nie-
mand hat bessere Zahlen, der
Bund selber hat keine Berech-
nungen angestellt, auch kein
Verband und keine Branche.»
Bei dieser Ausgangslage sei es
schwierig, die Vorlage beim
Volkdurchzubringen. «Die letz-
ten drei Steuervorlagen zu
GunstenderWirtschaftwurden
vomVolk abgelehnt», gibtMül-
ler zu bedenken.

Klar ist also, dassderKanton
Zug zu den grossen Verlierern
gehören würde, setzte sich die
nun vonderWAKdesNational-
rats vorgeschlagene Variante
durch. Ist damitderWiderstand
derZentralschweizerFDP-Kan-
tonalparteien zu erklären?
Jacqueline Theiler, Präsidentin
derLuzernerFDP, sagt: «Natür-
lich würden Kantone mit star-
kenUnternehmenvoneinerLö-
sung ohne Deckelung proitie-
ren.»DerFDPgingees aberum
die Wettbewerbsfähigkeit der
Kantone. «Davonproitiert auf-

grund des Finanzausgleichs
schlussendlich die ganze
Schweiz.EineDeckelungwürde
eine solche beeinträchtigen.»

«Unterschiedeschon
heute sehrgross»

Ganz anderer Meinung ist die
Rothenburger SP-Nationalrätin
Prisca Birrer-Heimo, ebenfalls
WAK-Mitglied. «Die vom Stän-
derat vorgeschlagene Lösung
würde den Steuerwettbewerb
weiter anheizen.»Unddasgelte
es, im Sinne des nationalen Zu-
sammenhalts zu verhindern.
«Schon heute sind die Unter-
schiede zwischen den inanz-
starkenKantonen und der übri-
gen Schweiz sehr gross. Diese
Gräben sollen nicht noch tiefer
werden.»

Birrer-Heimo wird also den
Vorschlag der WAK unterstüt-
zen. Sie verweistwieLeoMüller
darauf, dassdieVorlage imVolk
mehrheitsfähig seinmuss.Weil
eine Verfassungsänderung not-
wendig ist, braucht die Vorlage
neben dem Volks- auch das
Ständemehr. «Diese Abstim-
mung muss in der ganzen
Schweiz gewonnen werden,
nicht nur in den inanzstarken
Kantonen.»

«Die letztendrei
Steuervorlagen
zuGunstender
Wirtschaftwurden
vomVolkabgelehnt.»

LeoMüller
Mitte-Nationalrat LU

SVP-Initiative zu Spitälern ist wohl hinfällig
Die SVPwill einGrundversorgungsangebot in den Spitälern imGesetz verankern. Daswollen nun auch vier andere Parteien.

Lukas Nussbaumer

An den Spitalstandorten Lu-
zern, Sursee und Wolhusen ist
ein Grundversorgungsangebot
mit Notfallstation Plicht. Das
soll der Inhalt einerVolksinitia-
tive sein, zu der die SVP dem-
nächst den Startschuss geben
will, wie der Entlebucher Kan-
tonsrat Bernhard Steiner am
Dienstag gegenüber unserer
Zeitungankündigte.Dochmuss
die SVPüberhauptUnterschrif-
ten sammeln?

Eher nicht. Grund ist eine
Einzelinitiative, die am Diens-
tag in fünfacherunddeckungs-
gleicherAusführungeingereicht
worden ist. Ihr Inhalt, festzu-
schreiben imSpitalgesetz, lautet
so: «InLuzern, SurseeundWol-
husen wird ein Spital mit min-
destenseiner ausreichenden, al-
len zugänglichen ambulanten
und stationären medizinischen
Grund- und Notfallversorgung
angeboten.» Der Text stammt
von SVP-Fraktionschef Armin
Hartmann, eingereicht wurde
die Einzelinitiative auch von
AnjaMeier (SP,Willisau),Guido
Roos (Mitte, Wolhusen), André
Marti (FDP,Willisau) undHan-
nes Koch (Grüne,Horw).

«Niemandwill inWolhusen
einenBaustopp»

Werdennochnichtdruckreifen
Textder SVP-Volksinitiativemit
der parlamentarischen Einzel-
initiative vergleicht, stellt un-
schwer eine Übereinstimmung
fest. Warum also soll die Volks-
partei dasVolkbemühenundso
einenBaustopp, wie ihn die Re-
gierungbeimZustandekommen

der Initiativeandroht, riskieren?
Laut Armin Hartmann ist diese
FrageTeil der aktuellenDiskus-
sion in der Parteileitung. «Nie-
mand will in Wolhusen einen
Baustopp. Ob diese Gefahr tat-
sächlich besteht oder ob sie
bloss eineDrohgebärde ist,wer-
den wir evaluieren», sagt der
Regierungsratskandidat aus
Schlierbach.FühredieEinzelin-
itiative zum Erfolg, brauche es
dieVolksinitiativewohl tatsäch-
lich nicht.

Exakt dies, nämlichdieVer-
hinderung der Volksinitiative,

sei «ein Teil derMotivation der
Mitte, die Einzelinitiative zu
unterstützen», sagt derWolhu-
serKantonsratGuidoRoos, der
auch imVorstanddes fast 7300
Mitglieder zählenden Vereins
Pro Spital Wolhusen sitzt. Mit
der Einzelinitiative gelange
manaber auch rascher ansZiel.
Wie schnell, muss sich weisen.
DieRegierunghat lautKantons-
ratsgesetz nämlich ein halbes
Jahr Zeit, um zur Einzelinitiati-
ve Stellung zunehmen.Ausnüt-
zenwird siedieseFrist aufgrund
deshohenpolitischenGewichts

mit fünf von sechs unterstüt-
zenden Fraktionen allerdings
kaum. Dem Vernehmen nach
soll sie bereitsEnde Januar trak-
tandiert werden.

Dannkannes schnell gehen:
Die Überweisung an die Kom-
mission für Gesundheit, Arbeit
und soziale Sicherheit ist Form-
sache, daesdafürnurdas Ja von
einem Drittel der stimmenden
Ratsmitglieder braucht.Abdie-
sem Zeitpunkt hat das Parla-
ment das Zepter selber in der
Hand, die Regierung nimmt
blossnocheineberatendeRolle

ein. Dies imGegensatz zu einer
Motion, welche die Exekutive
nachderÜberweisungnichtnur
in Eigenregie umsetzen kann,
sondern dafür auch unbe-
schränkt viel Zeit in Anspruch
nehmen darf.

GLPstehtals
einzigeFraktionabseits

Die GLP lehnt die Einzelinitia-
tive als einzige Fraktion ab.
Kantonsrätin undCo-Parteiprä-
sidentin Riccarda Schaller be-
gründet dies so: «Es ist falsch,
das Leistungsangebot im Ge-

setz zu verankern, weil man so
nicht schnell genug auf das sich
stark verändernde Gesund-
heitswesen reagieren kann.»
Der SVPwirft sie vor,mit der In-
itiative vor allemWahlkampf zu
betreiben. Das streitet Armin
Hartmannab.«Wirnehmenda-
mit dieÄngste derBevölkerung
unddenDruckeiner ganzenRe-
gion ernst.» Ausserdem habe
die SVP stets gesagt, sie werde
einen Vorschlag machen, wie
die Plicht zum Anbieten der
Grundversorgung am besten
verankertwerdenkönne. Seiner
Partei nun Wahlkampf vorzu-
werfen, sei «billig».

SVP,Mitte, FDP,SPundGrü-
ne machen mit ihrem Grif zur
Einzelinitiative nicht nur ein
ganz selten verwendetes politi-
sches Instrument plötzlich be-
kannt, sondern ignorierendamit
auchalleZusicherungenderRe-
gierung.Diesehat imMai Ja ge-
sagt zu einer Motion von Mitte
undSP, inder verlangtwird, das
Leistungsangebot der Spitäler
sei jeweils demKantonsrat vor-
zulegen.Und sie hatwiederholt
versprochen,mitdemPlanungs-
bericht zur Gesundheitsversor-
gungerhaltederKantonsratAn-
fang 2024 gleichzeitig Einblick
in die angebotenen medizini-
schen Leistungen. Armin Hart-
mann sagt, einPlanungsbericht
bringe«überhauptkeineGaran-
tie».UndGuidoRoosindet, das
jährliche Absegnen der Leis-
tungsangebote sei «nicht der
Weisheit letzter Schluss.Ausser-
dem liegt der Puck zur Umset-
zung der Motion bei der Regie-
rung, die damit kaumvorwärts-
machenwird.»

So soll der Neubau des Luzerner Kantonsspitals in Wolhusen aussehen. Visualisierung: PD


